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Ausmasse annimmt, ohne von der Unmöglichkeit zu sprechen, für den näch­
sten Winter Kartoffeln, das Hauptnahrungsmittel der hiesigen Bevölkerung, 
einkellern zu können, sorgen für eine sehr trübe Stimmung. Dies gerade vor 
dem Weihnachtsfest, zu dem hier eigentlich überhaupt nichts käuflich zu er­
werben ist. Kinderspielzeug, Gegenstände aus Leder und die tausend ändern 
Sachen, die sonst zum Weihnachtsfest angeboten wurden, sind gar nicht zu be­
kommen.

Wie ich soeben von einem Landsmann, der eine grössere Belegschaft hat, 
vernahm, erwartet er, wie überhaupt alle Unternehmen, wiederum den Besuch 
einer Kommission, die die Betriebe «auskämmen» soll, müssen doch noch viel 
mehr Wehrpflichtige ausgehoben werden.
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Le Ministre de Suisse à Tokyo, C. Gorgé, 
au Département politique

T  N° 48 Tokyo, 8 décembre 1941

Affaires étrangères me confiait samedi Etats-Unis étant intransigeants 
Japon prêt actes désespérés pour sortir situation politiquement et économique­
ment intenable. Diplomates pensaient continuer encore conversations, mais 
militaires jugeant situation sans issue brusquèrent dimanche dénouement et 
Empereur déclara guerre lundi 11 heures. Visitai Kobe, fin novembre colonie 
calme malgré privations et nombreuses difficultés. Plus 40 compatriotes partis 
récemment, restent Japon 162 adultes et 44 enfants. Guerre tomba comme 
coup foudre sur peuple japonais. Espérons discipline empêchera mouvements 
xénophobes toujours à redouter.
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E 2001 (D) 2/201

La Fédération suisse des Communautés israélites1 
au Conseil fédéral

L  St. Gallen, 8. Dezember 1941

Aus der Tagespresse haben wir von der Kleinen Anfrage des Herrn National­
rat Gräber in der Angelegenheit des diplomatischen Schutzes der Eidgenossen-

1. L ettre signée p a r le Président, S. M ayer, et par le Secrétaire, G. Guggenheim.
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schaft zugunsten schweizerischer Staatsbürger jüdischen Glaubens gegenüber 
den diskriminierenden M assnahmen in Frankreich und von der Antwort des 
Bundesrates Kenntnis erhalten2. Da wir uns sowohl durch den Inhalt dieser 
Antwort wie durch den Umstand, dass sie durch die Schweiz. Depeschenagen­
tur eine weitgehende Publizität erhielt, beunruhigt fühlen, hat sich das Central- 
comité des Schweiz. Israel. Gemeindebundes in seinen Sitzungen vom 2. und 
17. November a. c. mit der Antwort des Bundesrates eingehend befasst und hat 
uns beauftragt, Ihnen gestützt auf ein Rechtsgutachten des Herrn Prof. Dr. 
Paul Guggenheim in Genf, welches Sie in der Beilage vorfinden3, und dessen 
Inhalt wir zum integrierenden Bestandteil unserer Eingabe erklären, die nach­
stehenden Ausführungen zu unterbreiten.

Vor allem können Sie versichert sein, dass wir für die Schwierigkeiten der 
Staatsführung im heutigen Zeitpunkt volles Verständnis besitzen und uns von 
dem Bestreben leiten lassen, alles zu vermeiden, was den Frieden und die Ein­
tracht im Lande gefährden könnte.

Gemäss Art. 4 der Bundesverfassung sind alle Schweizer vor dem Gesetze 
gleich. Dieser Verfassungsgrundsatz gilt bekanntlich für alle Schweizer, gleich­
gültig, welchem Glaubensbekenntnis immer sie huldigen. A uf den A rt. 4 der 
Bundesverfassung können sich daher auch unsere in Frankreich niedergelasse­
nen Landsleute und Glaubensgenossen berufen und zwar sowohl diejenigen, 
die sich als Israeliten bekennen, wie auch diejenigen, die gemäss der gegenwär­
tigen französischen Gesetzgebung ferner als Juden zu betrachten sind. Der ver­
fassungsmässige Grundsatz der Gleichberechtigung ist in fast allen Niederlas­
sungsverträgen der Eidgenossenschaft verankert, speziell auch im Niederlas­
sungsvertrag mit Frankreich vom 23. Februar 18824.

Art. 1 und 3 enthalten die Bestimmung, dass die Schweizer in Frankreich und 
die Franzosen in der Schweiz in Bezug auf ihre Person und ihr Eigentum auf 
dem nämlichen Fusse und auf die gleiche Weise zu behandeln sind wie die eige­
nen Staatsbürger. Jede Art von Handel und Gewerbe wird beiden Gruppen

2. Question Gräber du 12 juin 1941.
Les autorités de la France occupée ont pris des mesures, sans caractère militaire, d ’ailleurs, 

tendant à remettre les entreprises juives à des administrateurs-commissaires chargés de prendre 
des mesures écartant «n ’importe quelle sorte de participation par les juifs». La Suisse, elle, n ’a 
pas deux sortes de citoyens. Elle ne connaît que des Suisses. Quelles mesures le Conseil fédéral 
songe-t-il prendre pour sauvegarder les intérêts et les droits des Suisses habitant ces régions pour 
autant qu’il ne s’agisse pas d ’intérêts et droits atteints par des mesures d’ordre militaire? 

Réponse du Conseil fédéral du 29 septembre 1941.
Les mesures tendant à éliminer en France les Juifs de la vie économique ne sont pas limitées 

à la zone occupée, une législation analogue existant aussi en France libre.
Dans d ’autres Etats également, les Israélites sont soumis à un régime spécial qui est partout 

d’ordre public et, comme tel, opposable aux étrangers.
Bien que les Juifs citoyens suisses ne puissent prétendre à un régime de faveur par rapport aux 

nationaux, nos agents à l’étranger s’efforcent de les aider à défendre leurs intérêts dans toute 
la mesure que permettent les lois et règlements applicables (PVCF N° 1502 du 29 septembre, 
E 1004 1/413).
3. Non reproduit.
4. RO, 1883, vol. 6, pp. 362-366.
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gleichmässig wie den eigenen Staatsbürgern erlaubt. Der genaue Text lautet:
«Art. 1. Die Franzosen sind in jedem Kanton der Eidgenossenschaft in Be­

zug auf ihre Person und ihr Eigentum auf dem nämlichen Fusse und auf die 
gleiche Weise aufzunehmen und zu behandeln, wie es die Angehörigen der an­
deren Kantone sind oder noch werden sollten. Sie können daher in der Schweiz 
ab- und zugehen und sich daselbst zeitweilig aufhalten, wenn sie den Gesetzen 
und Polizeiverordnungen nachleben. Jede Art von Gewerbe und Handel, wel­
che den Angehörigen der verschiedenen Kantone erlaubt ist, wird es auf gleiche 
Weise auch den Franzosen sein, und zwar ohne dass ihnen eine pekuniäre oder 
sonstige Mehrleistung Überbunden werden darf.

Art. 3. Die Schweizer werden in Frankreich die nämlichen Rechte und Vor­
teile gemessen, wie sie der Art. 1 des gegenwärtigen Vertrages den Franzosen in 
der Schweiz zusichert.»

Unsere Auffassung geht nun dahin, dass auf Grund dieses Vertrages jede 
Diskriminierung von Schweizer Bürgern unzulässig ist. Diese Rechtsauffas­
sung wird gestützt durch die eingehenden Untersuchungen, welche im beilie­
genden Gutachten des Herrn Prof. Guggenheim ihren Niederschlag gefunden 
haben. Wir dürfen auf Grund dieses Gutachtens feststellen, dass sowohl die 
Schweiz wie Frankreich bisher den Gleichheitsgrundsatz konsequent und 
streng zur Anwendung gebracht haben.

Mit grossem Bedauern haben wir daher der bundesrätlichen Antwort auf die 
Anfrage des Herrn Nationalrat Gräber entnehmen müssen, dass unsere oberste 
Landesbehörde gegenüber der bisher geübten Rechtsanschauung weitgehende 
Vorbehalte anbringt. Die bundesrätliche Antwort stellt sich auf den Stand­
punkt, dass «die Juden schweizerischer Staatsangehörigkeit gegenüber denje­
nigen des eigenen Staates (gemeint ist der ausländische Staat), nicht eine Son­
derbehandlung beanspruchen können». Hiedurch bekennt sich die Antwort 
des Bundesrates zu der Auffassung, dass die Rechtsstellung der Schweizer Ju­
den eine materiell andere sei als diejenige aller übrigen in Frankreich niederge­
lassenen Schweizer. Sie sollen demzufolge auch nicht auf den gleichen diplo­
matischen Schutz Anspruch erheben können, wie ihn alle übrigen Schweizer 
gemessen. Im Widerspruch zu der bisher geübten Praxis werden die Interessen 
unserer Landsleute und Glaubensgenossen den diskriminierenden Massnah­
men einer fremdstaatlichen Rechtsordnung preisgegeben. Der Inhalt der Ant­
wort des Hohen Bundesrates könnte den französischen Behörden inskünftig 
auch Anlass geben, zu behaupten, der Niederlassungsvertrag sei durch überein­
stimmende Parteiwillenserklärung abgeändert worden.

Der Gedanke, dass unsere Landsleute und Glaubensgenossen den fremd­
staatlichen Massnahmen schutzlos preisgegeben werden sollen, erfüllt uns mit 
tiefer Sorge. Auch wir wissen natürlich, dass es in Ihrem Ermessen steht, zu 
entscheiden, in welchem Umfange der diplomatische Schutz im Einzelfall zu 
gewährleisten ist, und wir geben uns auch Rechenschaft darüber, dass er ange­
sichts der schwierigen Lage unseres Landes nicht immer in dem Umfange erteilt 
werden kann, wie es der Fall wäre, wenn wir in normalen Zeiten lebten. Wir 
kennen die Erwägungen, durch die das zuständige Departement sich im Einzel­
fall leiten lässt, nicht; wir halten jedoch daran fest, dass der Rechtsboden, der 
die Grundlage für die Handhabung des diplomatischen Schutzes und für die
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Verhandlungen mit der Gegenseite bildet, nicht einfach und ohne Not preisge­
geben werde. Bestärkt durch die wissenschaftlichen Ausführungen unseres 
Gutachters gebot uns darum unser Rechtsempfinden, angesichts der unseren 
Landsleuten und Glaubensgenossen in Frankreich drohenden Gefahren, nicht 
zu schweigen, sondern uns mit dieser Eingabe an Sie zu wenden.

Abschliessend stellen wir fest, hochgeehrter H err Bundespräsident, hoch­
geehrte Herren Bundesräte, dass wir diesen Einbruch in die uns zustehenden 
Grundrechte der Gleichberechtigung und Freiheit nicht stillschweigend hinneh­
men können. Wir sind der Auffassung, dass der Inhalt der Antwort des Hohen 
Bundesrates auf die Kleine Anfrage von H rn. N ationalrat Gräber eine Verlet­
zung der durch A rt. 4 der Bundesverfassung gewährleisteten Rechte der 
Schweizer Staatsbürger jüdischen Glaubens bedeutet. Wie das Schweizervolk 
als Ganzes vom unerschütterlichen Willen erfüllt ist, seine politische Freiheit 
und Unabhängigkeit in eine bessere Zeit hinüber zu retten, so betrachten auch 
wir es als unsere erste Pflicht, das kostbare Gut, das für uns in Art. 4 der Bun­
desverfassung eingeschlossen ist, und das durch die edelsten Geister des ver­
gangenen Jahrhunderts erkäm pft wurde, zu erhalten. Gestützt auf die Beratun­
gen des Centralcomités des Schweiz. Israel. Gemeindebundes unterbreiten wir 
Ihnen, hochgeehrter H err Bundespräsident, hochgeehrte Herren Bundesräte, 
folgendes Begehren:

1. dass Sie nichts unversucht lassen werden, um die bisherige Praxis der A n­
wendung und der Auslegung des schweizerisch-französischen Niederlassungs­
vertrages gegenüber der französischen Regierung durchzusetzen;

2. dass Sie prüfen werden, auf welche Weise der Eindruck, den die bundes- 
rätliche Antwort in der Öffentlichkeit hervorgerufen hat, behoben werden 
kann.

Sollten Sie, hochgeehrter Herr Bundespräsident und hochgeehrte Herren 
Bundesräte, eine weitere Meinungsäusserung oder eine Besprechung der Ange­
legenheit mit uns für angezeigt erachten, so stehen wir Ihnen selbstverständlich 
hiezu jederzeit zur Verfügung5.

5. Sur la position du Département politique face à la démarche de la Fédération suisse des 
Communautés Israélites, cf. annexe au présent document.

Sur la position du Département de Justice et Police, cf. lettre du conseiller fédéral E. von Stei­
ger à son collègue Pilet-Golaz, du 27 janvier 1942 (E 2001 (D) 2/101).
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A N N E X E
E 2001 (D) 2/101

Notice du Secrétaire de Légation 
de la Division des Affaires étrangères du Département politique, Ch. Humbert

ZZ Bern, 24. Dezember 1941

B E M E R K U N G E N  
zu der am 8. Dezember 1941 vom Schweizerischen Israelitischen Gemeindebund 

an den Hohen Bundesrat gerichteten Eingabe betreffend 
den Schutz der Schweizerjuden in Frankreich

Auf die Kleine Anfrage Gräber vom 12. Juni 1941 betreffend die Wahrung der Rechte der 
schweizerischen Juden in Frankreich ist der Bundesrat genötigt worden, in der Öffentlichkeit zu 
einem Problem Stellung zu nehmen, das mehr denn je nach aussenpolitischen statt allein nach 
rechtlichen Gesichtspunkten behandelt werden muss und das sich infolgedessen nicht für eine 
öffentliche Diskussion eignet.

Die Vereinigung der schweizerischen Juden scheint jedoch für diese Notwendigkeit nicht das 
erforderliche Verständnis aufzubringen; so hat bereits vor einiger Zeit Herr Saly Mayer, Präsident 
des Schweizerischen Israelitischen Gemeindebundes, gegenüber Herrn Dr. Ruth, Adjunkt der 
Polizeiabteilung des Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements, darauf hingewiesen, dass 
sich die schweizerischen Juden mit der vom Bundesrat erteilten Antwort auf die Kleine Anfrage 
Gräber nicht zufrieden geben könnten und auf eine Gleichbehandlung mit den arischen Schweizern 
Anspruch machen müssten. Bei jener Gelegenheit suchte Herr Dr. Ruth seinen ehemaligen Klas­
senkameraden Saly Mayer davon zu überzeugen, dass die schweizerischen Juden kein Interesse 
daran haben können, den Bundesrat gegenüber Frankreich zu einer Stellungnahme zu zwingen, 
welche geeignet ist, eine Kündigung des schweizerisch-französischen Niederlassungsvertrags vom 
23. Februar 1882 6 herbeizuführen. Diese Gefahr sei umso grösser, als der genannte Staatsvertrag 
kurzfristig kündbar ist.

Trotz dieser seinem Präsidenten gegebenen Erklärungen glaubte der Schweizerische Israeli­
tische Gemeindebund dem Bundesrat am 8. Dezember ein Rechtsgutachten von Herrn Professor 
Guggenheim in Genf einreichen zu sollen, um auf Grund desselben die Richtigkeit der vom Bun­
desrat auf die Kleine Anfrage Gräber erteilten Antwort zu widerlegen.

Während der Bundesrat in der Beantwortung der vorerwähnten Kleinen Anfrage den Stand­
punkt vertrat, dass die Schweizerjuden in Frankreich nicht Anspruch auf eine günstigere Behand­
lung machen können als sie den französischen Juden selbst zugestanden wird (traitement national), 
stellt sich das Gutachten Guggenheim auf den Boden des «reinen Rechts» und verficht unter be­
sonderem Hinweis auf die Entstehungsgeschichte des schweizerisch-französischen Niederlassungs­
vertrags die These, dass bei der Anwendung der staatsvertraglichen Bestimmungen kein Unter­
schied zwischen arischen und nichtarischen schweizerischen Staatsangehörigen gemacht werden 
dürfe. Auch scheint der Israelitische Gemeindebund in der Antwort des Bundesrates auf die Kleine 
Anfrage Gräber nur das Negative gesehen zu haben, statt in der Versicherung, dass unsere Vertre­
ter im Ausland den Juden schweizerischer Staatsangehörigkeit bei der Wahrung ihrer Interessen 
soweit als möglich behilflich sein werden, eine genügende Garantie dafür zu erblicken, dass sich 
unsere Auslandsvertretungen im Einzelfall mit allen ihnen zu Gebote stehenden Mitteln für die 
schweizerischen Juden verwenden werden.

Nachdem es bisher keiner diplomatischen Vertretung in Frankreich gelungen zu sein scheint, 
von der französischen Regierung die grundsätzliche Zusicherung zu erhalten, dass ihre Israeliten 
nicht den neuen Judengesetzen unterstehen, dürfte kaum irgendwelche Aussicht bestehen, Frank-

6. Cf. note 4 plus haut.
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reich zur vorbehaltlosen Respektierung des schweizerisch-französischen Niederlassungsvertrags zu 
Gunsten der schweizerischen Juden zu bewegen. Es dürfte daher politisch nicht zweckmässig sein, 
Frankreich vor die Alternative zu stellen, einem formellen Begehren der Schweiz um Gleichbe­
handlung ihrer Juden mit ihren nichtjüdischen Staatsangehörigen zu entsprechen oder aber die sich 
aus einer Ablehnung dieses Begehrens ergebenden Konsequenzen zu ziehen und zur Kündigung des 
Niederlassungsvertrags zu schreiten; zum mindesten müsste allenfalls damit gerechnet werden, 
dass sich Frankreich auf die clausula rebus sic stantibus berufen würde.

Nachdem es schon gegenüber Deutschland keinem Staat gelungen ist, die Gleichbehandlung sei­
ner jüdischen und arischen Staatsangehörigen zugestanden zu erhalten, dürfte es auch gegenüber 
Frankreich aussichtslos sein, auf einer solchen Gleichbehandlung zu bestehen.
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E 27/9911/1

Le Général H . Guisan au Chef du Département militaire, K. Kobelt

Copie
L SECRET  Quartier Général de l’Armée, 10 décembre 1941

J’ai l’honneur de vous communiquer ci-joint, à l’intention du Conseil fédé­
ral, les documents suivants :

1. -  des extraits d’une appréciation de la situation1 que j ’ai demandée au 
Service de renseignements et de sécurité de l’Etat-Major d’Armée.

Ce texte vous apportera l’interprétation synthétique, que je sanctionne, des 
derniers bulletins de renseignements2.

Je me permets de vous faire remarquer que la situation politico-militaire évo­
lue, présentement, avec une grande célérité, et que quelques-unes des prémices 
de cette appréciation peuvent se trouver infirmées d’un jour à l’autre. Le sens 
général et les conclusions n’en demeurent pas moins exacts;

2. -  la lettre3 que je vous adresse, ce jour, à l’intention du Conseil fédéral, 
traitant des mesures à prendre pour la défense des passages des Alpes;

1. Non reproduite. A ce sujet, cf. la lettre de R. Masson publiée en annexe I  au présent 
document.
2. La structure des bulletins de renseignements de l ’EMG de l ’Armée a été modifiée en septem­
bre 1941, notamment à la suite de critiques très vives exprimées au sein du Conseil fédéral à 
cause ^/’appréciations d ’un caractère tendancieux, comme l ’écrit Guisan dans une lettre à 
J. Huberdu 16 septembre 1941 (E 5795/327). En accord avec R. Masson, H. Guisan préconise 
le maintien d ’un chapitre politique destiné à l ’information des officiers supérieurs. En revan­
che, j ’estime qu’il n’est pas opportun de faire connaître à l’autorité civile (tels membres du Con­
seil fédéral ou leur entourage) -  sauf cas exceptionnel et par mon entremise -  la manière dont 
le Commandement de l’Armée envisage la situation politique (E 5795/327). Sur le problème de 
la transmission des rapports politiques des Ministres suisses à l ’étranger, cf. la correspondance 
entre Guisan et Pilet-Golaz, J 1.17/3.
3. Cette lettre, non reproduite, du 10 décembre 1941 commence par les trois phrases suivantes:
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